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Vorwort 

 

Liebe Lehrkräfte, liebe pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, liebe Fach-

kräfte in der Jugendhilfe, 
 

zehn Jahre nach Veröffentlichung der ersten Auflage der Handreichung „Umgang mit 

Kindeswohlgefährdung in den Schulen in Stadt und Landkreis Fulda“ ist im Zuge einer 

umfassenden Evaluation eine Anpassung notwendig geworden. Zum einen haben sich 

gesetzliche Vorgaben geändert, zum anderen sind in die Erstellung der vorliegenden 

Neuauflage der Handreichung umfangreiche Erfahrungen aus unseren Schulen ein-

geflossen. 

Im Vergleich zur Erstauflage 2015 hat die Notwendigkeit einer strukturierten Handrei-

chung noch an Bedeutung hinzugewonnen. Dort, wo Familien Unterstützung benöti-

gen, sind Jugendhilfe und Schule nach wie vor zentrale Erziehungspartnerinnen der 

Eltern bzw. der Erziehungs- oder Personensorgeberechtigen bei der Wahrnehmung 

ihres verfassungsmäßig verbrieften Rechts auf Pflege und Erziehung ihres Nachwuch-

ses.  

In positiver und stets konstruktiver Zusammenarbeit zwischen dem Landkreis Fulda, 

der Stadt Fulda und dem Staatlichen Schulamt für den Landkreis Fulda freuen wir uns, 

Ihnen nun die aktualisierte Handreichung präsentieren zu können.  
 

Diese soll Ihnen Orientierung und praxisnahe Unterstützung dabei geben, sich beim 

Verdacht auf Kindeswohlgefährdung rechtssicher zu verhalten und gesetzliche Vorga-

ben zielführend umsetzen zu können. 
 

Wir danken Ihnen für Ihr tägliches Wirken und Ihr umsichtiges Handeln. 

 

Christian Münzenberg 

Fachdienstleiter Kinder- und Jugendamt (4300)    

Landkreis Fulda 

 

Stefan Mölleney 

Leiter des Amtes für Jugend, Familie und Senioren der Stadt Fulda 

 

Marion VanCuylenburg 

Leiterin des Staatlichen Schulamtes für den Landkreis Fulda  
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Definition von Kindeswohlgefährdung im Kontext Schule 

 

Für den Begriff der „Kindeswohlgefährdung“ gibt es keine kurze und einfache juristi-

sche oder pädagogische Definition. Im Einzelfall ist immer eine Situationsanalyse 

durchzuführen, die alle vorhandenen Informationen unter Beachtung des jeweiligen 

Kontexts einbezieht und genau überprüft, wie z.B. direkte Aussagen des betroffenen 

Kindes, Mitteilungen von Altersgenossen oder Kolleginnen und Kollegen, direkte Be-

obachtungen und indirekte Mitteilungen wie Aufsätze, Zeichnungen, Gedichte etc. 

Diese Überprüfung sollte nie von einer Einzelperson abschließend durchgeführt wer-

den, sondern immer in der kollegialen Beratung erfolgen.  

Pflege und Erziehung sind nach Artikel 6 Absatz 2 Grundgesetz das natürliche Recht 

der Eltern. Eltern genießen in ihren Erziehungsansichten und deren Umsetzung einen 

hohen Freiheitsgrad. Aus diesem Grund ist es sehr wichtig, genau zwischen „nicht 

förderlichem Erziehungsverhalten“ und „Kindeswohlgefährdung“ zu unterscheiden. 

Auch ein nicht förderlicher Erziehungsstil kann Anlass für einen Austausch mit dem 

Elternhaus, die Äußerung konstruktiver Kritik oder die Empfehlung einer Beratung 

sein. Diese ist jedoch als freiwilliges Angebot für die Eltern zu verstehen.  

Um den unbestimmten Rechtsbegriff der „Kindeswohlgefährdung“ im Einzelfall zu kon-

kretisieren, muss nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs genau geprüft 

werden, ob „eine gegenwärtige, in einem solchen Maße vorhandene Gefahr besteht, 

dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Si-

cherheit voraussehen lässt.“ Die folgenden drei Kriterien müssen zum Vorliegen einer 

Kindeswohlgefährdung folglich erfüllt sein: 

1. Vorliegen einer gegenwärtig vorhandenen Gefahr 

2. erhebliche Schädigung bei weiterer Entwicklung 

3. Sicherheit der Vorhersage 

Gefährdungsursachen sind vielfältig und die Erscheinungsformen der Gefährdung 

können in unterschiedlichen Bereichen zu finden sein. Sie können ihren Ausdruck in 

körperlicher oder psychischer Vernachlässigung und in Handlungen finden, in denen 

körperliche, psychische oder sexualisierte Gewalt zum Einsatz kommen. 
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Die insoweit erfahrene Fachkraft (IseF) 

 

Für Lehrkräfte der Schulen in Stadt und Landkreis Fulda wurde zur Einschätzung ge-

wichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung gemäß § 8b SGB VIII und § 4 

Absatz 2 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) ein 

Beratungsangebot des örtlich zuständigen Jugendhilfeträgers geschaffen. Die Bera-

tung erfolgt durch eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ (IseF), also eine im Kinderschutz 

erfahrene Sozialpädagogin/Sozialarbeiterin bzw. einen Sozialpädagogen/Sozialarbei-

ter. Das Beratungsangebot ist im Kompetenzzentrum für Sprache und Erziehung, 

Sachgebiet Jugendhilfe im Kompetenzzentrum, in Petersberg angesiedelt.  

Die IseF-Beratung soll bei Hinweisen auf eine Gefährdung des Kindeswohls durch die 

Schule ausdrücklich in Anspruch genommen werden. 

Die IseF unterstützt und begleitet die Lehrkräfte bzw. die Schulleitung bei der Risiko- 

bzw. Gefährdungseinschätzung sowie bei der Planung des weiteren Vorgehens. Es 

werden mögliche Hilfsmaßnahmen besprochen, die zum Schutz des Kindes bzw. 

des/der Jugendlichen beitragen. Darüber hinaus können im Rahmen der Beratung El-

terngespräche zwischen Sorgeberechtigten1 und falleingebender Lehrkraft vorbereitet 

werden. 

Die Beratung des Falles erfolgt unter Beachtung des Datenschutzes ohne Nennung 

des Namens des Kindes bzw. des/der Jugendlichen (Pseudonymisierung). Die IseF 

berät ausschließlich die falleingebende Lehrkraft und übernimmt keine Verantwortung 

in der Fallarbeit. 

 

  

 
1 In dieser Handreichung wird im Sinne des Jugendhilfegesetzes der Begriff „Sorgeberechtigte“ verwen-
det, obgleich im schulischen Kontext eher die Begrifflichkeit „Erziehungsberechtigte“ üblich ist. 
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Verfahrensablauf der Schulen bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung 

 

Werden in der Schule Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung bekannt, ist die 

Schule verpflichtet, diese zu dokumentieren und weitere Schritte einzuleiten. 

Dazu bietet der folgende Verfahrensablauf eine Orientierung.  

Sollten Hinweise auf sexualisierte Gewalt vorliegen, wird auf die „Handreichung zur 

Intervention und Prävention bei sexualisierter Gewalt im schulischen Kontext“ des 

HMKB und die darin enthaltenen Interventionspläne verwiesen: https://kultus.hes-

sen.de/sites/kultus.hessen.de/files/2025-09/1_web_ds_handreichung_sexuelle_ue-

bergriffe.pdf 

In diesen Fällen ist auch eine Beratung durch die Fachberatung Kinder- und Jugend-

schutz (Kinderschutz AKTIV und HALTE.PUNKT) möglich, die Kontaktdaten können 

der Adressliste im Anhang entnommen werden. 

Bei Hinweisen auf eine Kindeswohlgefährdung im Rahmen von Kinder- und Ju-

gendmedienschutz, insbesondere bei Verdacht auf Kinder- und Jugendpornogra-

fie, wird auf den Handlungsleitfaden „Verstoß Medienschutz – Handlungsleitfaden für 

Schulen“ verwiesen: 

https://eportfolio-test.bildung.hessen.de/view/view.php?t=5dbd9f87d5baf485a986  

  



 

 

 

Verfahrensablauf der Schulen bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mitteilung an das Jugendamt, (Zuständigkeit siehe nächste Seite),  
i.d.R. nach vorheriger Benachrichtigung der Sorgeberechtigten;  

nach Dienstschluss bei akuter Gefährdung über die Polizei; 
Information der Schulaufsicht 

Wahrnehmung von Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung 
durch eine Lehr- oder Fachkraft bzw. weiteres schulisches Personal 

Risikoabschätzung durch die Schule  

Gewichtige Anhaltspunkte 
für eine akute Kindes-
wohlgefährdung liegen 

derzeit vor 

Ggf. weitere schulische Maß-
nahmen (z.B. Beobachtungen, 
Hilfeplan, Förderung, Bera-

tung) 
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Beratung der Sorgeberechtigten bzgl. schulischer 
und/oder außerschulischer Unterstützungs-möglich-
keiten, ggf. Erstellung eines Schutzplanes 

Kindeswohlgefährdung besteht 
weiterhin (z.B. Sorgeberechtigte 
kooperieren nicht) 

Kindeswohl-

gefährdung ist 
abgewendet 

Bei Verdichtung der Anhaltspunkte oder 
Unsicherheit: Einbezug der IseF  

Weitere Informationssammlung und Reflexion: 

 Gespräch mit dem Schüler / der Schülerin 

 Interne kollegiale Beratung 

 Einbindung der schulischen Ansprechperson Kinderschutz 

 Einbezug der Schulleitung 

 Gespräch mit Sorgeberechtigten, sofern dadurch das Kindes-
wohl nicht weiter gefährdet wird 

 Beratung durch Schulpsychologie und/oder Schulaufsicht je-
derzeit möglich 

Die Reihenfolge der Schritte ist vom Einzelfall abhängig. 

Gewichtige Anhaltspunkte für 
eine nicht-akute Kindes-

wohlgefährdung liegen der-

zeit vor 

Gewichtige Anhaltspunkte für 
eine Kindeswohlgefährdung 

liegen derzeit nicht vor 

8 



 

 

Formular zur Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung 

 

Der folgende Bogen zur Einschätzung der Risiko- und Schutzfaktoren dient der Orien-

tierung. Er ist keine ausreichende Bewertungsgrundlage zur validen Einschätzung ei-

ner Kindeswohlgefährdung und somit nicht als Checkliste zu verstehen.  

Der Bogen dient zur Schärfung der Wahrnehmung, als Grundlage der kollegialen Be-

ratung und als Grundlage für die Handlungsplanung. Bei Hinweisen auf eine Gefähr-

dung ist eine IseF-Beratung einzuholen. Nur in akuten Situationen kann hierauf ver-

zichtet werden.  

 

Die Zuständigkeit des Jugendamtes ist situationsabhängig: 

Gefahr für Leib und 
Leben 

Ist der junge Mensch in 
einer unmittelbaren 
Gefährdungslage des 
körperlichen Wohls, 
muss eine sofortige 
Mitteilung an die Poli-
zei bzw. den Rettungs-
dienst erfolgen! 

Gefahr im Haushalt 
des jungen Menschen 

Bei einer dringenden 
Gefahr im Haushalt, in 
dem sich der junge 
Mensch aufhält, muss 
eine sofortige Mitteilung 
an das zuständige Ju-
gendamt (Wohnstandort 
junger Mensch) bzw. die 
Polizei erfolgen! 

Bitte um Inobhut-
nahme 

Bittet der junge 
Mensch um eine Inob-
hutnahme durch das 
Jugendamt, ist eine so-
fortige Kontaktauf-
nahme zum zuständi-
gen Jugendamt (Schul-
standort) von Nöten. 
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Einschätzung der Risiko- und Schutzfaktoren bei Verdacht einer Kindeswohlge-
fährdung (nach § 4 KKG, § 8b SGB VIII)* 
 
Name der Lehrkraft/Schule/Klasse: 
 
 
 
 

Datum: 
 
 
Name des gefährdeten Schülers/ der gefährdeten Schülerin: 
(keine Nennung persönlicher Daten bei Weiterleitung an die IseF!) 
 
 
 
Geburtsdatum: 
(keine Nennung persönlicher Daten bei Weiterleitung an die IseF!) 
 
 
 

Name und Anschrift der Sorgeberechtigten: 
(keine Nennung persönlicher Daten bei Weiterleitung an die IseF!) 
 
 
 
 
Teilnehmende an der Gefährdungseinschätzung/kollegialen Beratung: 
 
 
 
 
 
 
Was wurde bisher unternommen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bemerkungen: 
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Risikofaktoren der/des Minderjährigen 
Körperliche Erscheinung                                                                                           keine Info           nein                  ja         

Wiederholte Zeichen von Verletzungen    
Wiederholter Mangel an Körperhygiene (ungewaschene Haut, Haare, schad-
hafte Zähne) 

   

Wiederholt unangemessene/verschmutzte Kleidung    
Verzögerung der körperlichen oder geistigen Entwicklung ohne medizinische Er-
klärung 

   

Fehlernährung (Unter- oder Überernährung; häufig fehlendes Frühstück)    
Unzureichende medizinische Versorgung, auffällig krank    
Minderjährige/r wirkt apathisch, berauscht, benommen    
Einnässen/Einkoten    
    
    
    
Verhalten 
Regelverletzendes, aggressives Verhalten    
Unruhiges, hyperaktives Verhalten    
Emotional instabiles Verhalten    
Selbstschädigendes, selbstverletzendes Verhalten    
Sozialer Rückzug, Ängstlichkeit, Antriebsarmut    
Distanzloses, grenzenloses Verhalten    
Minderjähriger sucht auffällig nach Kontakt und Aufmerksamkeit    
Zeigt geringes Selbstvertrauen    
Spielt nicht mit Gleichaltrigen    
Sexualisiertes Verhalten    
Auffälliger Medienkonsum    
Mitteilung über Gewalterfahrungen    
Äußert suizidale Gedanken    
Ist in delinquente Handlungen verwickelt    
    
    
Schulbesuch  
Unregelmäßiger Schulbesuch (z.B. häufiges Zuspätkommen)    
Häufige Fehltage (durch Schwänzen oder durch Eltern entschuldigt)    
    
    
Lern- und Leistungsverhalten 
Veränderungen im Arbeitsverhalten (Konzentration, Ausdauer, Hausaufgaben, 
Verweigerung) 

   

Veränderungen der schulischen Motivation    
Nachlassen schulischer Leistungen    
Unkonzentriertes, impulsives, motorisch unruhiges Verhaltensmuster    
Macht müden Eindruck    
Unvollständige oder stark vernachlässigte Schulmaterialien    
    
    
Sozialverhalten (privat und im schulischen Kontext) 
Vermeiden bestimmter Situationen oder Schulfächer    
Mangelnde Integration im Klassenverband    
Opferrolle im Klassenverband    
Besucht keine schulischen Angebote    
Hat kein strukturiertes Freizeitverhalten    
Hat keine Freunde/keinen Kontakt zu Gleichaltrigen    
Hält keine Grenzen und Regeln ein    
    
    
Anmerkungen bzw. weitere Beobachtungen: 
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Aussagen der/des Minderjährigen oder Dritter, dass …                                        keine Info           nein                  ja 
… Eltern nicht zuverlässig für Nahrung sorgen    
… Eltern körperliche Gewalt gegenüber dem/der Minderjährigen ausüben    
… Eltern die/den Minderjährige/n beschimpfen, ängstigen, erniedrigen    
… Eltern Zugang zu gewaltverherrlichenden oder pornografischen Medien        
     gewähren 

   

… Eltern die/den Minderjährige/n von anderen isolieren    
… Eltern die/den Minderjährigen unzureichend beaufsichtigen    
    
Familiäre Situation 
Minderjährige/r verfügt nicht über angemessenen Wohnraum (verwahrloste 
Wohnung, keine Rückzugsmöglichkeit) 

   

Unzureichendes Einkommen der Eltern    
Ärztliche/therapeutische Versorgung ist nicht gewährleistet    
Elternteil ist psychisch erkrankt    
Familie lebt isoliert/ Minderjährige/r wird isoliert    
Fehlende Alltagsstruktur    
Hinweise auf häusliche Gewalt unter Erwachsenen    
Körperliche Züchtigung wird als legitime Erziehungsmethode betrachtet    
Hinweis auf Missbrauch von Suchtmitteln der Eltern    
Extreme religiöse oder ideologische Überzeugungen    
    
    
Kooperationsbereitschaft der Eltern 
Setzen medizinische Empfehlungen nicht um    
Reagieren nicht auf Mitteilungen der Schule    
Fehlendes Problembewusstsein, fehlende Veränderungsbereitschaft    
Keine Teilnahme an Elternabenden oder Sprechtagen    
Trotz wiederholter Versuche kein Kontakt möglich    
    
    

Schutzfaktoren Achtung: Bewertungskriterien in umgekehrter Reihenfolge! 
Schutzfaktoren Minderjährige/r                                                                                keine Info              ja                  nein         
Minderjährige/r hat Vertrauenspersonen u. Sozialkontakte außerhalb der Familie    
Minderjährige/r hat positive Beziehungen    
Minderjährige/r berichtet über häusliche Situation    
Minderjährige/r hat strukturiertes Freizeitverhalten    
Minderjährige/r kann sich mitteilen    
Minderjährige/r besucht regelmäßig die Schule    
Minderjährige/r ist gut in den Klassenverband integriert    
Minderjährige/r befindet sich in gutem Ernährungs- und Allgemeinzustand    
Minderjährige/r wirkt wach und ausgeschlafen    
Minderjährige/r verfügt über angemessene Kleidung    
Minderjährige/r verfügt über besondere Stärken    
    
Schutzfaktoren Familie                                                                                              keine Info             ja                  nein         
Die Familie ist in ein funktionierendes Netzwerk eingebettet    
Enge Geschwisterbeziehung    
Minderjährige/r bekommt ausreichend Zuwendung und Aufmerksamkeit inner-
halb der Familie 

   

Familie verfügt über ausreichend Wohnraum    
Minderjährige/r wird mit seinen Rechten und Bedürfnissen ernst genommen    
Ärztliche/therapeutische Behandlung und Förderung sind gewährleistet    
Eltern zeigen Kooperationsbereitschaft; sind zu Gesprächen bereit    
Eltern können mit Kritik umgehen    
Eltern zeigen Problemeinsicht    
Eltern sind in der Lage, an der Abwendung einer Gefährdung mitzuwirken    
    
Anmerkungen bzw. weitere Beobachtungen: 
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*) In Anlehnung an: 
Magistrat der Stadt Frankfurt am Main (Hrsg.), 2012. Das Frankfurter Modell zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen in der Schule, 3. Auflage, Frankfurt am Main. 

 
 

Gesamteinschätzung 
 

 

 

Es liegen derzeit keine gewichtigen Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung vor:  

Es sind weitere Informationen notwendig (erneute Risikoabschätzung):  

Es liegen keine gewichtigen Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung vor, aber es  
besteht weiterer Unterstützungsbedarf: 

 

Es liegen gewichtige Anhaltspunkte für eine nicht-akute Kindeswohlgefährdung vor –  
Erstellung eines Schutzplanes: 

 

Es liegen gewichtige Anhaltspunkte für eine akute Kindeswohlgefährdung vor – 
Mitteilung an das Jugendamt: 

 

 

offene Fragen: 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkungen zum weiteren Vorgehen: 
 
 
 
 
 
 
 
Vereinbarungen: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

       __________________                                                                      ___________________________________ 

       Datum                                                                                                        Unterschriften 
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Formular zur Erstellung eines Schutzplans 
 

Kurzdokumentation Elterngespräch und Schutzplan  

Datum:    

Schule, Klasse:    

Name des Kindes / Jugendlichen:                                                                                                     Alter:    

Teilnehmende am Elterngespräch:    
  
 

Gesprächsanlass / Anlass zur Erstellung des Schutzplanes (gewichtige Anhaltspunkte):    

  

Einschätzung der aktuellen Situation:    
  

Ziele der Eltern:    

  

Gemeinsame Ziele:    

    

Maßnahmen zum Schutz und Wohl des Kindes/Jugendlichen  
  

Was?  Wer?  Bis wann?   

      

      

      

      

 
Nächster Termin zur Überprüfung der im Schutzplan getroffenen Vereinbarungen am: ____________________ 

 
 

___________________  _____________________  ________________________ 

Kind/Jugendlicher   Sorgeberechtigte    fallverantwortliche Fachkräfte  
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Überprüfung der im Schutzplan getroffenen Vereinbarungen  

Datum:  

Teilnehmende:  

Ergebnis:  
  

☐  Der Schutzplan greift  Die Kindeswohlgefährdung ist abgewendet.  
  

☐  Der Schutzplan greift  Die Kindeswohlgefährdung ist abgewendet, es bedarf jedoch weiterer Unterstüt-

zung (z.B. im Rahmen der Förder- und Hilfeplanung).  
  

☐  Der Schutzplan greift nicht  Die Kindeswohlgefährdung besteht weiterhin  Mitteilung an Jugendamt  
  
  
Ergänzungen / Anmerkungen:  
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Formular zur Gefährdungsmitteilung an das Jugendamt 

  

Kinderschutz in der Schule 

Mitteilung der Schule an das Jugendamt gemäß § 4 KKG 

 
O an das Jugendamt des Landkreises Fulda (Sozialer Dienst) 
 
O an das Jugendamt der Stadt Fulda (Eingangsmanagement) 

 
Hinweis: Bei akuter Kindeswohlgefährdung sofortige telefonische Mitteilung an das Jugend-

amt! 

Datum:  
 

 

Mitteilung erfolgt durch: 
Schule:  

 
 
 

Schulleitung:  

zuständige Lehrkraft:  

Telefonnummer:  

Tel. Vorabinformation an 
das Jugendamt am: 

 

 

 

gefährdeter Schüler/gefährdete Schülerin: 
Name:  

Geburtsdatum:  

Anschrift:  
 
 
 

Name und Anschrift der 
Sorgeberechtigten: 

 
 
 
 
 

Telefon:  

 
Die Sorgeberechtigten wurden über diese Mitteilung informiert: 
 
O Ja. 
 
O Nein, weil hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen in Frage gestellt würde. 
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Kurzbeschreibung der Vorkommnisse  

 

 

 

 

 

 

Beobachtete gewichtige Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Risikoabschätzung erfolgte unter Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft (gem. § 8b SGB VIII,  
§ 4 KKG) 
 
O Ja     
 
O Nein 
 

 

Was wurde bisher unternommen? Vereinbarungen bzw. Hilfen zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Einbeziehung der Sorgeberechtigten:  
 
Ja O      O  Nein, weil hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen in Frage gestellt würde. 
 
 
Einbeziehung des Schülers/der Schülerin:         
  
Ja O      O  Nein, weil… 
 
 
 

 

Umsetzung der Vereinbarungen bzw. Hilfen: 
 
O Sorgeberechtigte kooperieren nicht. 
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Unterschrift Lehrkraft                                                                           Unterschrift Schulleitung 

 

 

 
O Die Vereinbarungen und Hilfen wurden nicht umgesetzt. 
 
O Die Vereinbarungen wurden umgesetzt, konnten die Kindeswohlgefährdung jedoch nicht abwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
sonstige Informationen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

evtl. ergänzende Anlagen: 
 
O  
 
O 
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Dokumentation von Hinweisen und Risikoeinschätzungen im Hinblick auf eine 

Kindeswohlgefährdung 

 

Lehrkräfte sollten direkte und indirekte Hinweise auf Kindeswohlgefährdung zeitnah 

protokollieren und diese Aufzeichnungen mit Datum versehen.  

Alle einzelnen Schritte, wie das Gespräch mit der Schülerin oder dem Schüler bzw. 

den Eltern (sofern hierdurch das Kindeswohl nicht weiter gefährdet wird), die kollegiale 

Beratung, die Einschätzung von Risiko- und Schutzfaktoren, die Einbeziehung der 

Schulleitung sowie gegebenenfalls das Beratungsergebnis nach Einbeziehung der 

IseF sind festzuhalten. Hierbei muss immer klar zwischen Tatsachen und Einschät-

zungen getrennt werden. 

Erste protokollierte Hinweise sind vertraulich aufzubewahren. Verdichten sich diese 

jedoch und es zeigt sich ein begründeter Verdacht, sind diese sensiblen personenbe-

zogen Daten in einer gesonderten Akte als Nebenakte zur Schülerakte zu führen. Der 

Zugriff ist auf den erforderlichen Personenkreis zu beschränken. Eine Weitergabe der 

Daten ist nur unter den Voraussetzungen von § 4 des Gesetzes zur Kooperation und 

Information im Kinderschutz erlaubt (§26 der Verordnung über die Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten durch Schulen und Schulaufsichtsbehörden (Schul-Daten-

schutzverordnung - SchDSV)). 
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Bearbeitung der Gefährdungsmeldung im Jugendamt  

 

Das Jugendamt ist verpflichtet, allen gewichtigen Anhaltspunkten für eine Gefährdung 

nachzugehen und das Gefährdungsrisiko einzuschätzen. Hierzu muss es sich einen 

unmittelbaren Eindruck von dem Kind und seiner persönlichen Umgebung verschaffen 

und auch Sie als meldende Person (meldende Berufsgeheimnisträger nach § 4 Ab-

satz 1 Nr. 7 KKG) in geeigneter Weise an der Gefährdungseinschätzung beteili-

gen, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist. Dabei ist zu beachten, 

dass der Umfang und Zeitpunkt der Beteiligung stark vom konkreten Einzelfall ab-

hängt.  

Jede Meldung wird im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte eingeschätzt und nach 

den fachlichen Standards des Jugendamtes bearbeitet. Ziel ist grundsätzlich, die Ge-

fahr abzuwenden und eine Trennung von Eltern und Kind möglichst zu vermeiden. 

Hierzu stellt das Jugendamt Hilfen in unterschiedlichsten Formen zu Verfügung.  

Abhängig vom individuellen Fallverlauf und Gefährdungsniveau, können die Verfahren 

sehr unterschiedlich enden. Stellt sich heraus, dass keine Gefährdung vorliegt 

(bspw.: ein Missverständnis konnte aufgeklärt werden) oder die Gefährdung gegen-

wärtig nicht mehr vorliegt, kann das Verfahren auch ohne weiterführende Hilfen ab-

geschlossen werden. Liegen Belastungsfaktoren vor, jedoch keine Gefährdung und 

ist die Familie bereit, eine unterstützende Hilfe anzunehmen, so kann das Verfahren 

der Überprüfung einer Kindeswohlgefährdung beendet werden und im Rahmen der 

freiwilligen Hilfen weitergearbeitet werden. Liegt eine akute Kindeswohlgefährdung 

vor und scheint eine Trennung von Kindern und Eltern notwendig, um das Kindeswohl 

sicherzustellen, so sind die Kinder in Obhut zu nehmen. Die Eltern können der Inob-

hutnahme zustimmen oder widersprechen. Wenn die Eltern widersprechen, ist umge-

hend das Familiengericht einzuschalten (wenn möglich, soll die Entscheidung des Fa-

miliengerichts vor der Inobhutnahme eingeholt werden). Ist die Gefahr jedoch zu drin-

gend, um eine Entscheidung des Familiengerichtes abwarten zu können, so ist das 

Kind unmittelbar und auch ohne die Zustimmung der Eltern in Obhut zu nehmen. Das 

Familiengericht wird in diesem Fall dann nach der Inobhutnahme angerufen. 

Nach § 4 Absatz 4 KKG erhalten Sie eine kurze Rückmeldung. Diese umfasst eine 

Information, ob sich die von Ihnen gemeldeten Anhaltspunkte bestätigt haben und ob 

das Jugendamt zum Schutz des Kindes tätig geworden ist oder noch tätig ist.  
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Kooperation bei (Verdacht auf) Kindeswohlgefährdung  

 

Kontaktdaten  Angebot  
Insoweit erfahrene Fachkraft (IseF) für 
Schulen in Stadt und Landkreis Fulda 
Jugendhilfe im Kompetenzzentrum  
Kompetenzzentrum für Sprache und Erzie-
hung 
An der Röthe 15 
36100 Petersberg 
 0661/6006-9300 
(Bitte beachten Sie bezüglich einer Kontakt-
aufnahme die Hinweise auf dem Flyer am 
Ende der Auflistung.) 

- Beratungsangebot des örtlich zustän-
digen Jugendhilfeträgers 

- Unterstützung und Begleitung von 
Lehrkräften bzw. der Schulleitung bei 
der Risiko- und Gefährdungseinschät-
zung sowie bei der Planung des weite-
ren Vorgehens 

Kinder- und Jugendhilfe 
 Landkreises Fulda  

Fachdienst Kinder- und Jugendamt 
Wörthstr. 15 
36037 Fulda 
 0661/6006-9410 
 jugendamt@landkreis-fulda.de 

 www.landkreis-fulda.de/buergerservice/ 
familie-jugend-senioren-ehrenamt-sport 

 Magistrat der Stadt Fulda 
Amt für Jugend und Familie und Senio-
ren,  
Bonifatiusplatz 1+3 
36037 Fulda 
 0661/102 1902 
 familie@fulda.de 

 https://www.fulda.de/stadt-politik/sozi-
ale-dienste-der-stadt-fulda  

- Vorbeugende familienunterstützende 
Angebote und Leistungen 

- Beratung bei Erziehungsfragen, Be-
gleitung in Krisensituationen 

- Sicherstellung des Kinderschutzes 
- Einleitung von einzelfallbezogenen Hil-

fen zur Erziehung oder Eingliede-
rungshilfen nach § 35a SGB VIII 

 
 

Polizeipräsidium Osthessen 
Severingstraße 1-7  
36041 Fulda  
 0661/105-0 
 ppoh@polizei.hessen.de 

 www.polizei.hessen.de 
Zentrale Jugendkoordination 
 0661/105-2043 
 jugendkoordination.ppoh@polizei.hes-
sen.de 

- Gefahrenabwehr, Herstellung von öf-
fentlicher Sicherheit und Ordnung 

- Aufklärung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten 

 
- Ansprechpartnerin für alle Fragen rund 

um die polizeiliche Jugendarbeit  
- Präventionsarbeit an Schulen und Ju-

gendeinrichtungen 

 

 

  



 

22 
 

Weitere Möglichkeiten zur Kooperation und Beratung  

 

Kontaktdaten  Angebot  
Beratungsstelle für Eltern, Kinder und Ju-
gendliche 
Gallasiniring 1 
36043 Fulda 
 0661/60062800 
 Erziehungsberatung@landkreis-fulda.de  

 www.erziehungsberatung-fulda.de 

- Beratung von Kindern, Jugendlichen und 
Eltern bei psychosozialen Problemen, der 
Gestaltung der familiären Beziehung und 
in Entwicklungsfragen von Kindern aus 
Stadt und Landkreis Fulda  

 

Der Kinderschutzbund 
Kreis- und Ortsverband Fulda 
Magdeburger Straße 17 
36037 Fulda 
 0661/9016551 
 info@kinderschutzbund-fulda.de 

 www.kinderschutzbund-fulda.de 

- Unterstützung, Entlastung, Förderung von 
Kindern und Familien, z.B.  
o Elternkurs „Starke Eltern – Starke Kin-

der“ 
- Stärkung der Rechte von Kindern und Ju-

gendlichen durch vielfältige Projekte, z.B.: 
o Kinder- und Jugendtelefon und Eltern-

telefon (Kooperationspartner von 
„Nummer gegen Kummer“) 

o Nachmittagsbetreuung für Schulkinder 
von der 1. bis 6. Klasse 

o Ferienbetreuung für Grundschulkinder 
donum vitae 
Rabanusstraße 31 
36037 Fulda 
 0661/250 67 10 
 fulda@donumvitae.org  

 www.fulda.donumvitae.org 

- Beratung und Unterstützung in Schwan-
gerschaftsfragen und im Schwanger-
schaftskonflikt 

- Sexualpädagogische Präventionsarbeit in 
Schulklassen und Jugendgruppen 

- Multiplikatoren-Veranstaltungen 

Fachberatung Kinder- und Jugendschutz 
Prävention, Beratung und Begleitung bei se-
xualisierter Gewalt 
 Kinderschutz AKTIV 

Sozialdienst katholischer Frauen (SkF) 
Rittergasse 4 
36037 Fulda 
 0661/8394-40 oder -10 
 kinderschutz.aktiv@skf-fulda.de 

 www.skf-fulda.de/skffulda/03-Gewalt-
schutz-und-Praevention/Kinderschutzaktiv-
2023.php 

 HALTE.PUNKT 
pro familia Fulda 
Heinrichstraße 35 
36037 Fulda 
 0661/48049690 
 fulda@haltepunkt.org 

 www.haltepunkt.org 

- Fachberatung und Begleitung bei sexuali-
sierter Gewalt für betroffene Kinder und 
Jugendliche, Angehörige und Fachperso-
nal 

- Unterstützung bei Fragen zum Strafver-
fahren 

- Fortbildungsangebote zum Thema sexua-
lisierte Gewalt und Schutzkonzepte  

- Workshops und Projekte zur Prävention 
von sexualisierter Gewalt in Schulen 
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Kontaktdaten  Angebot  
Fuldaer Hilfe  
Opfer- und Zeugenhilfe Fulda e. V. 
Beratungsstelle für Opfer und Zeugen von Strafta-
ten 
Gerloser Weg 20 (Zentrum Vital 1. OG) 
36039 Fulda 
 0661/90192470 
 info@fuldaer-hilfe.de 

 www.fuldaer-hilfe.de 

- Unterstützung bei allen Formen erlebter 
Gewalt  

- Information, z.B. zum Ablauf eines Straf-
verfahrens, über die Rechte im Strafver-
fahren 

- Unterstützung bei der Verarbeitung des 
Erlebten 

- Begleitung, z.B. bei polizeilichen Verneh-
mungen und Gerichtsverhandlungen 

- Stabilisierende und ressourcenorientierte 
Beratung 

Kinder- und Jugendpsychiatrie 
 Herz-Jesu-Krankenhaus Fulda gGmbH 

Abteilung für Kinder- und Jugendpsychiat-
rie, Psychosomatik und Psychotherapie 
 0661/15-3100 
sekretariat.kjp@herz-jesu-krankenhaus.de 

 www.herz-jesu-krankenhaus.de 
 Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie 

und -psychotherapie 
Dr. med. univ. Ismayil Tokmak 
Friedrich-Dietz-Straße 3 
36093 Künzell 
 0661/90198117 
 info@kjp-tokmak.de 

 www.kjp-tokmak.de 
 Praxis für Kinder- und Jugendpsychiatrie 

in den Dalberghöfen 
Dalbergstraße 29 
36037 Fulda 
 0661 – 410 879 – 00 
 info@kjp-dalberg.de 

 www.kjp-dalberg.de 

- Beratung, Diagnostik und Behandlung von 
Kindern und Jugendlichen mit psychi-
schen Störungen 

 

Landkreis Fulda 
Gesundheitsamt, Fachbereich Gesundheit 
-Sozialpsychiatrischer Dienst - 
Otfrid-von-Weißenburg-Str. 3 
36043 Fulda 
 0661/6006-6063 / -6059 
 Sozpsychdienst@Landkreis-Fulda.de 

 www.landkreis-fulda.de 

- Beratung von Personen ab 18 Jahren mit 
seelischen Problemen oder psychischen 
Erkrankungen, bei psychischen Krisen, 
mit (zusätzlichen) Suchterkrankungen 
bzw. Suchtmittelmissbrauch 

- Beratung von Angehörigen und Menschen 
aus dem sozialen Umfeld der Betroffenen 

- Vermittlung von psychosozialen und ärztli-
chen Hilfen 

pro familia 
Karlstraße 30 
36037 Fulda 
 0661/4804969-0 
 fulda@profamilia.de 

 www.profamilia.de/angebote-vor-ort/hes-
sen/fulda 

- Beratung u. a. zu Familienplanung und 
Verhütung, Schwangerschaft und Geburt, 
Jugend und Sexualität 

- Schwangerschaftskonfliktberatung 
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Kontaktdaten  Angebot  
Interdisziplinäres Kinderschutzzentrum 
 Transdisziplinäres Kinderschutzzentrum, 

(Medizinische Kinderschutzambulanz, Child-
hood-Haus) Universitätsklinikum Frankfurt 
Interdisziplinäre, ambulante Anlaufstelle für Kin-
der und Jugendliche, die körperliche, psychi-
sche, sexualisierte Gewalt und /oder Vernach-
lässigung (mit)erlebt haben 
Theodor-Stern-Kai 7, Haus 18, 2. OG 
60596 Frankfurt am Main 
 069 6301-5976 
 kinderschutzambulanz@unimedizin-ffm.de 
     Childhood-Haus@unimedizin-ffm.de 

 https://www.unimedizin-ffm.de/einrichtun-
gen/zentren/hessisches-kindervorsorgezent-
rum/tksz    

 
- Altersgerechte, multiprofessionelle Bera-

tung und Versorgung 
- Rechtliche Fallabklärung in kindgerechtem 

Umfeld 
- Kinderschutzmedizinische Untersuchung 

und gerichtsfeste Dokumentation  
- Begleitung durch die Schritte eines Ermitt-

lungsverfahrens und die medizinische Un-
tersuchung 

- Psycho-soziale Unterstützung und Ver-
mittlung in Anschlussmaßnahmen 
 

 

Schulpsychologie im 
Staatlichen Schulamt 
für den Landkreis Fulda 
Josefstraße 22-26 
36039 Fulda 
 0661/8390-0 
 poststelle@kultus.hessen.de  

 www.schulamt-fulda.hessen.de 

- Beratung von Schulen, Eltern und Schüle-
rinnen und Schüler bei schulischen Fra-
gen und Problemstellungen 

- Systemische Beratung und Fortbildung 
von Schulen zu psychologischen Themen, 
z.B. Sucht- und Gewaltprävention, Krisen-
intervention 

Schutzambulanz Fulda  
Otfrid-von-Weißenburg-Str. 3 
36043 Fulda 
 0661/6006-6060  
 schutzambulanz@landkreis-fulda.de 

 www.schutzambulanz-fulda.de 

- Kostenlose Hilfe für Opfer von Gewalt 
- Gerichtsverwertbare Dokumentation von 

Verletzungen nach häuslicher Gewalt 
- Hilfe bei sexualisierter Gewalt 
- Vermittlung an regionale Beratungs- und 

Unterstützungsstellen 
- Unterstützung bei der Kontaktaufnahme in 

die medizinische Versorgung  
- Anlaufstelle bei Gewalt in der Pflege 

SOLWODI Deutschland e. V. 
Postfach 1236, 36002 Fulda 
 0661/96218111 
 fulda@solwodi.de 

 www.solwodi.de 

- Beratungsstelle für junge (ausländische) 
Menschen in Not, z.B. bei drohender 
Zwangsverheiratung und Gewalttaten im 
Namen der Ehre 

Weißer Ring 
Hilfsorganisation für Opfer von Kriminalität in 
Deutschland 
 06672/918711 
   fulda@mail.weisser-ring.de 

  https://fulda-hessen.weisser-ring.de/ 
 

- Umfassende Hilfe für Menschen, die von 
Straftaten betroffen sind, z.B. durch 
menschlichen Beistand und persönliche 
Betreuung 

- Hilfe im Umgang mit Behörden,  
- Begleitung zu Terminen bei Polizei, 

Staatsanwaltschaft und Gericht 
- Gewährung von Rechtsschutz und finanzi-

eller Unterstützung in tatbedingten Notla-
gen 
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Kontaktdaten  Angebot  
Sozialdienst katholischer Frauen e.V. Fulda 
Rittergasse 4 
36037 Fulda 
 0661/8394-0 
   info@skf-fulda.de 

  www.skf-fulda.de 

 Beratungsstelle gegen sexuelle Gewalt 
 0661/8394-15 oder -10 
 sexuelle-gewalt@skf-fulda.de 

 Beratungs- und Interventionsstelle bei 
Gewalt und Stalking in engen sozialen 
Beziehungen 
 0661/83 94-14 oder -10 
 interventionsstelle@skf-fulda.de 

 Frauenhaus Fulda 
 0661/952 952-5 
 frauenhaus@skf-fulda.de 

- Beratung und -begleitung für Erwachsene, 
die von sexualisierter Gewalt betroffen 
sind 

- Information u.a. zu Strafverfahren 
- Psychoedukation, Traumabewältigung 
- Vermittlung weitergehender Hilfen 
- Schutz, Beratung und Unterstützung für 

Frauen (und deren Kinder), die von Ge-
walt in ihren Beziehungen betroffen sind 

- Beratung für (junge) Frauen, die von Be-
ziehungsgewalt oder Stalking betroffen 
sind 

- Beratung für Unterstützer/innen Betroffe-
ner 
 

Telefon- und Onlineberatung 
  „Nummer gegen Kummer“ 

Kinder- und Jugendtelefon 116 117 
Elterntelefon 0800 111 0 550 

 www.nummergegenkummer.de 
 Hilfe-Portal Sexueller Missbrauch  

Bundesweites Online-Portal der Unabhängi-
gen Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs 

 www.hilfe-portal-missbrauch.de  
 Hilfe-Telefon Sexueller Missbrauch 

0800 22 55 530 

 www.hilfe-portal-missbrauch.de/hilfe- 
telefon 

 Telefonseelsorge 
0800 1110111 oder 0800 111 222 
oder 116 123 

 www.telefonseelsorge.de/ 

 
- Telefonische Beratung für Kinder, Jugend-

liche und Erwachsene 
- Onlineberatung per Mail und Chat 
- Anonym und kostenfrei 

 
- Informationen, Hilfe und Beratung bei se-

xuellen Übergriffen (vor Ort oder online) 
- Anonym und kostenfrei 

 
 

- Telefonische Beratung bei sexueller Ge-
walt 

- Anonym und kostenfrei 
 
 
- Telefonische Beratung, Unterstützung in 

schwierigen Lebenslagen 
- Onlineberatung per Mail oder Chat  
- Rund um die Uhr, anonym und kostenfrei 
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Erreichbarkeit IseF 

 

 Umgang mit Kindeswohlgefährdung 

in den Schulen in Stadt und Landkreis Fulda 

Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (iseF) gemäß 

§ 4 KKG bzw. § 8b SGB VIII bei Verdacht einer 

Kindeswohlgefährdung 

Kompetenzzentrum für Sprache und Erzie-
hung 

Jugendhilfe im Kompetenzzentrum 

An der Röthe 15 

36100 Petersberg 

Tel. 0661/6006-9300 

  

 MIT DER BITTE UM BEACHTUNG 

 Beratungsanfragen richten Sie bitte telefonisch an unser Sekretariat unter Tel. 
0661/6006-9300 (Montag bis Freitag 8:00 bis 12:30 Uhr).  

 Außerhalb unserer Sekretariatszeiten nutzen Sie bitte den Anrufbeantworter.  
 Sie erhalten spätestens am nächsten Arbeitstag einen Rückruf einer iseF zur 

Vereinbarung eines Beratungstermins. 
 

Bei einer unmittelbaren bzw. akuten Gefährdung des Kindeswohls wenden Sie 
sich bitte direkt an das zuständige Jugendamt (i.d.R. nach vorheriger Benachrichti-
gung der Sorgeberechtigten) bzw. außerhalb der Dienstzeiten über die Polizei. 

 

Stadt Fulda 

Amt für Jugend und Familie, Regionaler Sozialer Dienst: 0661/102-1902 

Landkreis Fulda 

Kinder- und Jugendamt, Sozialer Dienst: 0661/6006-9410 
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Anlagen 

 

Gesetzliche Grundlagen (Auszüge): 

a) Gesetz zur Information und Kooperation im Kinderschutz (KKG)  

b) Sozialgesetzbuch (SGB VIII), Achtes Buch, Kinder- und Jugendhilfe 

c) Hessisches Schulgesetz (HSchG) 

d) Verordnung über die Verarbeitung personenbezogener Daten durch  

Schulen und Schulaufsichtsbehörden (SchDSV)  

 

Anmerkungen 
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a) Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) 

Ausfertigungsdatum: 22.12.2011 

https://www.gesetze-im-internet.de/kkg/index.html  

 

§ 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung (…) 

 

§ 2 Information der Eltern über Unterstützungsangebote in Fragen der Kindes-

entwicklung (…) 

 

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 

(…) 

 

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei 

Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden  

1. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen 

eines anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Be-

rufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftli-

cher Abschlussprüfung, 

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie 

4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer 

Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts aner-

kannt ist, 

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 

und 8 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkann-

ten Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten pri-

vaten Schulen  

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 

des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind 

oder Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die Situation erörtern und, so-

weit erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von 
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Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugend-

lichen nicht in Frage gestellt wird.  

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 

gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 

insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die da-

für erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu 

pseudonymisieren.  

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorge-

hen nach Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätig-

werden des Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls eines Kin-

des oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugendamt zu in-

formieren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der 

wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem 

Zweck sind die Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten 

mitzuteilen.  
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b) Sozialgesetzbuch (SGB VIII), Achtes Buch, Kinder- und Jugendhilfe  

Ausfertigungsdatum: 26.06.1990 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/  

§ 8a – Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 

eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusam-

menwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses 

Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die 

Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungs-

einschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforder-

lich ist, 

1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen 

Umgebung zu verschaffen sowie 

2. Personen, die gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation und Information 

im Kinderschutz dem Jugendamt Daten übermittelt haben, in geeigneter Weise an 

der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen. 

Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für 

geeignet und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat 

es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit 

oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Be-

steht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet 

werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut 

zu nehmen. 

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, 

der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugend-

amt auf die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein 

sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder 

die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Ab-

wendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistun-

gen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
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1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefähr-

dung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungsein-

schätzung vornehmen, 

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hin-

zugezogen wird sowie 

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefähr-

dungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz 

des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

In den Vereinbarungen sind die Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuzie-

henden insoweit erfahrenen Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch den spezifi-

schen Schutzbedürfnissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen Rech-

nung tragen. Daneben ist in die Vereinbarungen insbesondere die Verpflichtung auf-

zunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die 

Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 

Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 

(5) In Vereinbarungen mit Kindertagespflegepersonen, die Leistungen nach diesem 

Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass diese bei Bekanntwerden gewichtiger An-

haltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes eine Gefährdungs-

einschätzung vornehmen und dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzu-

ziehen. Die Erziehungsberechtigten sowie das Kind sind in die Gefährdungseinschät-

zung einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage 

gestellt wird. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(6) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 

Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung 

von Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur 

Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich 

ist. Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der 

beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das 

Kind oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame 

Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
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§ 8b – Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugend-

lichen 

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben 

bei der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtli-

chen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene 

Fachkraft. 

(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder 

für einen Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zu-

ständigen Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugend-

hilfe Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher Hand-

lungsleitlinien 

1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie 

2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen Ent-

scheidungen in der Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen An-

gelegenheiten. 

(3) Bei der fachlichen Beratung nach den Absätzen 1 und 2 wird den spezifischen 

Schutzbedürfnissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen Rechnung ge-

tragen. 
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c) Hessisches Schulgesetz (HSchG)  

in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.03.2023 

https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-SchulGHE2022rahmen  

 

§ 3 – Grundsätze für die Verwirklichung 

(9) Die Schule ist zur Wohlfahrt der Schülerinnen und Schüler und zum Schutz ihrer 

seelischen und körperlichen Unversehrtheit, geistigen Freiheit und Entfaltungsmög-

lichkeit verpflichtet (…) 

(10) Die Schule arbeitet mit den Jugendämtern zusammen. Sie soll das zuständige 

Jugendamt unterrichten, wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung oder Beeinträchti-

gung des Wohls einer Schülerin oder eines Schülers bekannt werden (…) 

 

§ 88 – Schulleiterinnen und Schulleiter 

(2) (…) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist insbesondere verpflichtet, (…) 

Nr. 9:  

mit anderen Bildungseinrichtungen, (…) und den Einrichtungen der Kinder- und  

Jugendhilfe, (…) zusammenzuarbeiten. 
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d) Verordnung über die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Schulen 

und Schulaufsichtsbehörden (Schul-Datenschutzverordnung - SchDSV)  

in der Fassung vom 01.12.2023 

https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/hevr-SchulDSVHErahmen  

 

§ 2 – Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Schulen und Schulaufsichtsbehörden dürfen personenbezogene Daten nach den 

allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften und den §§ 83, 83a und 83b des 

Hessischen Schulgesetzes sowie den in dieser Verordnung festgelegten datenschutz-

rechtlichen Bestimmungen verarbeiten. 

(2) Zur rechtmäßigen Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule und 

für einen jeweils damit verbundenen Zweck oder zur Durchführung schulorganisatori-

scher Maßnahmen sowie zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschrift zugewiesenen 

Aufgaben, dürfen Schulen und Schulaufsichtsbehörden die in Anlage 1 dieser Verord-

nung genannten personenbezogenen Daten verarbeiten. Andere als die in Anlage 1 

genannten personenbezogenen Daten dürfen von den verantwortlichen Stellen verar-

beitet werden, sofern die Voraussetzungen der §§ 83, 83a oder 83b des Hessischen 

Schulgesetzes vorliegen und dies im konkreten Fall zur Erfüllung der der verantwortli-

chen Stelle durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist. 

(3) Den Schulen können durch das Kultusministerium zentrale Verfahren zur Verarbei-

tung von personenbezogenen Daten zur Verfügung gestellt werden. Im Rahmen der 

Nutzung dieser Verfahren ist durch den jeweiligen datenschutzrechtlichen Verantwort-

lichen im Einzelfall sicherzustellen, dass die Verarbeitung der jeweiligen Daten recht-

mäßig ist. 

 

§ 4 – Verantwortlichkeit für die Datenverarbeitung 

(3) Lehrkräfte sowie sonstige in der Schule beschäftigte Personen haben die Einhal-

tung der datenschutzrechtlichen Vorschriften für Schulen zu beachten. Sie sind ver-

pflichtet, die in ihrem Aufgabenbereich anfallenden Daten zu erheben und die im Rah-

men ihrer Tätigkeiten erforderlichen Nachweise zu führen. 
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§ 8 – Aktenführung 

(2) Zur Schülerakte gehören nach § 83 Abs. 1 Satz 3 des Hessischen Schulgesetzes 

alle die Schülerin oder den Schüler betreffenden, in digitaler Form oder in Papierform 

gespeicherten Informationen, soweit sie mit dem Schulverhältnis in einem unmittelba-

ren Zusammenhang stehen (Schüleraktendaten). 

(5) Die Verarbeitung von Gesundheitsdaten ist zulässig, wenn hierfür eine gesetzliche 

Befugnis besteht oder eine wirksame Einwilligung vorliegt. Medizinische und psycho-

logische Gutachten und sonstige Unterlagen mit besonders sensiblen Daten sind be-

sonders zu schützen. In Papierform werden sie in einem verschlossenen Umschlag in 

die Schülerakte eingeheftet. Bei Einsichtnahme in diese Unterlagen müssen der Name 

der Einsicht nehmenden Person, das Datum und der Grund der Einsichtnahme auf 

dem Umschlag vermerkt und mit Unterschrift versehen werden. Der Umschlag ist nach 

jeder Einsichtnahme wieder zu verschließen. Werden solche Daten digital verarbeitet, 

so ist sicherzustellen, dass insbesondere die Versendung und Speicherung der Daten 

in verschlüsselter Form erfolgt und der Zugangs- und Zugriffsschutz nach den Bestim-

mungen der Datenschutz-Grundverordnung und des Hessisches Datenschutz- und In-

formationsfreiheitsgesetz sowie die Dokumentation der Zugriffsrechte und Zugriffe be-

achtet wird. 

 

§ 26 – Datenverarbeitung zur Dokumentation von Kindeswohlgefährdung 

(1) Schulen dürfen zur Dokumentation von spezifischen Sachverhalten, die auf eine 

Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen nach § 4 Abs. 1 Nr. 7 

des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz in Verbindung mit § 

62 Abs. 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch schließen lassen, die damit zusam-

menhängenden personenbezogenen Daten verarbeiten. 

(2) Eine Aufbewahrung entsprechender personenbezogener Daten ist in einer geson-

derten Akte als Nebenakte zur Schülerakte zu führen. Der Zugriff ist auf den erforder-

lichen Personenkreis zu beschränken. Eine Weitergabe der Daten ist nur unter den 

Voraussetzungen von § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinder-

schutz erlaubt. 
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Anmerkungen 

 

Gemäß § 21 Absatz 1 SchDSV werden bei einem Schulwechsel Unterlagen der Schü-

lerakte von der abgebenden an die aufnehmende Schule übergeben. Die abgebende 

Schule hat zu prüfen, welche Daten für die schulische Arbeit der aufnehmenden 

Schule erforderlich sind. 

Die abgebende Schule hat daher auch zu prüfen, ob die Unterlagen der nach § 26 zu 

führenden Nebenakte für die Arbeit der aufnehmenden Schule erforderlich sind. Wird 

dies bejaht, dann wird die Nebenakte mit an die aufnehmende Schule übergeben. Wird 

dies verneint, so greift § 21 Absatz 3 SchDSV ein. Danach sind die nicht mehr benö-

tigten Unterlagen nach Absatz 1 und 2 nach § 17 in Verbindung mit Anlage 3 zu ver-

nichten oder zu löschen.  

Gemäß Anlage 3 der SchDSV (Teil A, Nr. 5.3) sind Schülerakten fünf Jahre aufzube-

wahren, dies gilt ebenso für die Nebenakte (ausgenommen der unter Nr. 2.1 und 2.2 

aufgeführten Unterlagen; bei jenen handelt es sich um den Schüleridentifikationsda-

tensatz und die Zweitausfertigung von Abgangs- und Abschlusszeugnissen, die fünfzig 

Jahre aufzubewahren sind.).  


